
Schriftliche Anfrage  
der Abgeordneten Andreas Birzele, Patrick Friedl, Mia Goller, Laura Weber, 
Christian Hierneis BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN  
vom 07.07.2026

Kommunale Wertschöpfung, Netzanschlüsse und Redispatch beim Ausbau der 
erneuerbaren Energien in Bayern

Der Ausbau der erneuerbaren Energien ist eine wesentliche Voraussetzung für das 
Erreichen der Klimaschutzziele sowie für eine sichere und bezahlbare Energiever-
sorgung. Gleichzeitig eröffnet er insbesondere im ländlichen Raum Chancen für zu-
sätzliche Wertschöpfung, kommunale Einnahmen und neue Einkommensmöglichkeiten 
für landwirtschaftliche Betriebe. In der Praxis berichten Projektträger, Kommunen und 
Flächeneigentümer jedoch von Herausforderungen beim Netzanschluss, uneinheit-
lichen Verfahren der Netzbetreiber sowie Unsicherheiten hinsichtlich Redispatch und 
Netzengpässen. Vor diesem Hintergrund ist von Interesse, welche Maßnahmen die 
Staatsregierung ergreift, um die wirtschaftlichen Potenziale der Energiewende in Bay-
ern dauerhaft zu sichern.

Die Staatsregierung wird gefragt:

1.1	 Welche konkrete Strategie verfolgt die Staatsregierung, damit der 
Ausbau von Photovoltaikfreiflächenanlagen, Windenergie, Batterie-
speichern und Co-Location-Projekten im ländlichen Raum nicht nur 
energiepolitischen Zielen dient, sondern dauerhaft bei Standort-
kommunen, Bürgerinnen und Bürgern sowie landwirtschaftlichen Be-
trieben ankommt – insbesondere durch kommunale Einnahmen, 
Gewerbesteuer, Beteiligungsmodelle, faire Pacht- und Kooperations-
modelle, regionale Stromnutzung und neue Einkommenssäulen für 
landwirtschaftliche Betriebe?  �   3

1.2	 Wie stellt die Staatsregierung sicher, dass diese Wertschöpfung nicht 
durch Netzanschlussverzögerungen, uneinheitliche Netzbetreiber-
praxis, fehlende Transparenz oder unklare Redispatchregeln wieder 
entwertet wird?  �   4

2.1	 Welche konkreten Maßnahmen ergreift die Staatsregierung, um einen 
transparenten, diskriminierungsfreien und investitionssicheren Netz-
anschluss für Erneuerbare-Energien-Anlagen, Batteriespeicher und 
grünstromgekoppelte Projekte sicherzustellen – insbesondere bei 
Vorhaben mit gesicherten Flächen, Planungsreife, Baurecht oder be-
reits dem Grunde nach bestätigter Anschlussfähigkeit?  �   5
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3.1	 Welche Position vertritt die Staatsregierung gegenüber Bund, Bundes-
rat und Regulierungsbehörden zu Regelungen wie Redispatchvorbe-
halten oder kapazitätslimitierten Netzgebieten, die den gesetzlichen 
Netzanschlussanspruch oder den Entschädigungsanspruch von Er-
neuerbare-Energien-Anlagen schwächen können?  �   5

3.2	 Wird die Staatsregierung sich dafür einsetzen, dass erneuerbarer 
Strom in Netzengpasssituationen nicht pauschal abgeregelt oder 
wirtschaftlich entwertet, sondern vorrangig lokal gespeichert, flexibi-
lisiert oder verbraucht werden kann – mit klaren Regeln für Messung, 
Bilanzierung, Direktvermarktung, Herkunftsnachweise, Entschädigung 
und Verantwortlichkeiten der Netzbetreiber bei verspäteten oder fehler-
haften Redispatchabrufen?  �   5

3.3	 Wie verhindert die Staatsregierung außerdem, dass kapazitätslimitierte 
Netzgebiete zu faktischen Dauerausschlussgebieten für neue Erneuer-
bare-Energien-Anlagen, Batteriespeicher und Co-Location-Projekte 
werden, insbesondere wenn bereits Flächen gesichert, Planungsreife 
erreicht oder ein Netzverknüpfungspunkt ermittelt bzw. reserviert 
wurde?  �   5

2.2	 Unterstützt die Staatsregierung verbindliche Mindeststandards für 
flexible Netzanschlussvereinbarungen nach § 17 Abs. 2b Energiewirt-
schaftsgesetz (EnWG), etwa zu garantierter Mindestanschlussleistung, 
zulässigen Einschränkungen, Netzausbauzeitplänen, Baukosten-
zuschüssen, Reservierungsfristen, Veröffentlichung verfügbarer Netz-
kapazitäten und behördlicher Überprüfbarkeit?  �   6

Hinweise des Landtagsamts  �   7
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Antwort  
des Staatsministeriums für Wirtschaft, Landesentwicklung und Energie  
vom 31.07.2026

1.1	 Welche konkrete Strategie verfolgt die Staatsregierung, damit der 
Ausbau von Photovoltaikfreiflächenanlagen, Windenergie, Batterie-
speichern und Co-Location-Projekten im ländlichen Raum nicht nur 
energiepolitischen Zielen dient, sondern dauerhaft bei Standort-
kommunen, Bürgerinnen und Bürgern sowie landwirtschaftlichen 
Betrieben ankommt – insbesondere durch kommunale Einnahmen, 
Gewerbesteuer, Beteiligungsmodelle, faire Pacht- und Kooperations-
modelle, regionale Stromnutzung und neue Einkommenssäulen für 
landwirtschaftliche Betriebe?

Der Umstieg auf erneuerbare Energie stärkt unseren Wirtschaftsstandort – durch 
lokale Wertschöpfung und neue Arbeitsplätze vor Ort, mehr Energieautonomie und 
Freiraum für Innovationen. Die Forschungsstelle für Energiewirtschaft (FfE) beziffert 
das Wertschöpfungspotenzial in Bayern durch Anlagenproduktion, Planung und In-
stallation sowie Betrieb und Wartung zwischen 2024 und 2040 bei der Windenergie 
auf 40 Mrd. Euro und bei der Photovoltaik (PV) auf 242 Mrd. Euro.

Damit einher geht die Schaffung von lokalen Arbeitsplätzen. Die Energiewende gelingt 
jedoch nur, wenn sie systemverträglich gestaltet wird und auf breite gesellschaftliche 
Akzeptanz trifft. Die Staatsregierung setzt daher gezielt auf einen effektiven Drei-
klang aus (i) Anpassung der Rahmenbedingungen, (ii) Förderung des Einsatzes von 
Technologien und (iii) Steigerung der Akzeptanz.

Zentral ist dabei der Energieplan Bayern 2040. Er ist als energiepolitisches Gesamt-
konzept angelegt und zeigt mit seinen fünf einzelnen Strategien (Speicher, Wasserstoff, 
Versorgungssicherheit, Wärme, erneuerbare Energien) einen konkreten und realisier-
baren Weg auf, wie die Klimaneutralität in Bayern im Bereich der Energieversorgung 
erreicht werden kann. Dazu werden u. a. weiterführende Maßnahmen und Aktivitäten 
genannt sowie konkrete Forderungen für eine zielgerichtete Weiterentwicklung an 
die Bundesregierung gerichtet. Die Erneuerbare-Energien-Strategie fokussiert den 
systematischen Ausbau der Solar-, Wind- und Bioenergie, der Geothermie sowie der 
Wasserkraft in Bayern. Begleitend dazu formuliert die Erneuerbare-Energien-Strategie 
im Zusammenspiel mit den vier weiteren Strategien des Energieplans Bayern 2040 
Maßnahmen zur Integration der erneuerbaren Energien ins Energiesystem sowie zur 
Steigerung der Akzeptanz.

Mit der zum 1. Januar 2026 in Kraft getretenen Bayerischen Beteiligungsregelung 
(Art. 22 ff Bayerisches Gesetz über wirtschafts-, energiewirtschafts- und vergaberecht-
liche Vorschriften – BayWiVG) werden Gemeinden und Landkreise zudem verbindlich 
an der Wertschöpfung von neuen Windenergieanlagen und PV-Freiflächenanlagen 
beteiligt. So bringt die Energiewende die Wertschöpfung zurück zu den Menschen in 
der Region.

Die finanzielle Beteiligung der Kommunen sichert auch die lokale Akzeptanz beim Aus-
bau von Batteriespeichern. Durch die gesetzliche Zerlegung der Gewerbesteuer gilt 
nach § 29 Abs. 1 Nr. 3 Gewerbesteuergesetz (GewStG) ein gesonderter Aufteilungs-
schlüssel, sodass neun Zehntel des Gewerbesteuermessbetrags im Verhältnis der 
installierten Leistung aufgeteilt werden, während ein Zehntel nach dem klassischen 
Verhältnis der Arbeitslöhne verteilt wird. Dadurch verbleibt der Großteil der steuer-
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lichen Zuweisung in der Kommune mit Standort des Batteriespeichers und nicht am 
Sitz der Betreibergesellschaft.

Nach § 29 Abs. 1 Nr. 2 lit. a GewStG gilt ein solcher Zerlegungsmaßstab im Übrigen 
auch bei Windenergie- und PV-Anlagen.

Zudem können netzdienliche Speicher gezielt Erzeugungsspitzen abfangen und in 
Zeiten geringer Erzeugung bereitstellen. Dadurch können Redispatchkosten gesenkt 
werden, was langfristig über die Netzentgelte den Strompreis für die Bürger vor Ort 
stabilisieren kann.

1.2	 Wie stellt die Staatsregierung sicher, dass diese Wertschöpfung nicht 
durch Netzanschlussverzögerungen, uneinheitliche Netzbetreiber-
praxis, fehlende Transparenz oder unklare Redispatchregeln wieder 
entwertet wird?

Der Staatsregierung sind die Herausforderungen zu den Themen Netzanschlussver-
fahren und Redispatch hinreichend bekannt. Diesbezüglich ist jedoch darauf hinzu-
weisen, dass die Gestaltung und zügige Durchführung der Netzanschlussverfahren 
Aufgabe der jeweiligen Verteilnetzbetreiber ist. Die Staatsregierung hat dabei grund-
sätzlich keine Möglichkeit, die Netzbetreiber formal zu einer einheitlichen Praxis an-
zuweisen. Die Regelungen zum Redispatch sind wiederum im Bundesrecht verankert 
und entziehen sich damit der Gesetzgebungskompetenz des Freistaates.

Gleichwohl setzt sich die Staatsregierung im Rahmen ihrer Möglichkeiten für eine Ver-
besserung der Situation ein. So gibt es etwa seit einigen Jahren die Initiative „Verteil-
netz und Erneuerbare Energien in Bayern“, in der unter Einbindung aller relevanten 
Akteure und im konstruktiven Austausch Lösungsansätze für eine bessere Synchro-
nisation des Zubaus regenerativer Erzeugungsanlagen mit dem Stromnetzausbau 
erarbeitet werden, soweit dies auf Landesebene möglich ist.

Aufgrund der nahezu flächendeckend hohen Nachfrage an Netzanschlüssen für Er-
zeuger, Verbraucher sowie Batteriespeicher kommt es zunehmend zu Verzögerungen 
bei der Bearbeitung von Netzanschlussanfragen durch die Verteilnetzbetreiber.

Deshalb wurden dezentrale staatliche Koordinierungsstellen für Netzanschlüsse bei 
den Regierungen geschaffen, um regionale Ansprechpartner bereitzustellen und als 
vermittelnder Kontakt bei Beschwerden für Netzanschlussbegehren zur Verfügung zu 
stehen. Durch die Ansiedlung bei den Regierungen kann stärker auf die regionalen 
Besonderheiten eingegangen werden und die Zusammenarbeit mit den lokalen Ver-
tretern der Verteilnetzbetreiber intensiviert werden. Hierdurch wird auch dem Vorwurf 
entgegengetreten, dass große Verteilnetzbetreiber ausschließlich zentral agieren und 
keine lokalen Ansprechpartner zur Verfügung stellen würden. Neben den dezentralen 
Koordinierungsstellen wurde eine zentrale Stelle im Staatsministerium für Wirtschaft, 
Landesentwicklung und Energie (StMWi) geschaffen, um einheitliche Prozesse sicher-
zustellen. Diese Stelle dient zudem als kommunikative Schnittstelle und begleitet be-
sonders relevante Projekte aktiv mit.
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2.1	 Welche konkreten Maßnahmen ergreift die Staatsregierung, um einen 
transparenten, diskriminierungsfreien und investitionssicheren Netz-
anschluss für Erneuerbare-Energien-Anlagen, Batteriespeicher und 
grünstromgekoppelte Projekte sicherzustellen – insbesondere bei 
Vorhaben mit gesicherten Flächen, Planungsreife, Baurecht oder 
bereits dem Grunde nach bestätigter Anschlussfähigkeit?

3.1	 Welche Position vertritt die Staatsregierung gegenüber Bund, Bundes-
rat und Regulierungsbehörden zu Regelungen wie Redispatchvorbe-
halten oder kapazitätslimitierten Netzgebieten, die den gesetzlichen 
Netzanschlussanspruch oder den Entschädigungsanspruch von 
Erneuerbare-Energien-Anlagen schwächen können?

3.2	 Wird die Staatsregierung sich dafür einsetzen, dass erneuerbarer 
Strom in Netzengpasssituationen nicht pauschal abgeregelt oder 
wirtschaftlich entwertet, sondern vorrangig lokal gespeichert, 
flexibilisiert oder verbraucht werden kann – mit klaren Regeln für 
Messung, Bilanzierung, Direktvermarktung, Herkunftsnachweise, 
Entschädigung und Verantwortlichkeiten der Netzbetreiber bei ver-
späteten oder fehlerhaften Redispatchabrufen?

3.3	 Wie verhindert die Staatsregierung außerdem, dass kapazitätslimitierte 
Netzgebiete zu faktischen Dauerausschlussgebieten für neue Erneuer-
bare-Energien-Anlagen, Batteriespeicher und Co-Location-Projekte 
werden, insbesondere wenn bereits Flächen gesichert, Planungsreife 
erreicht oder ein Netzverknüpfungspunkt ermittelt bzw. reserviert 
wurde?

Die Fragen 2.1 und 3.1 bis 3.3 werden aufgrund des Sachzusammenhangs gemeinsam 
beantwortet.

Das Bundesministerium für Wirtschaft und Energie (BMWE) hat am 17. Juli 2026 den 
Referentenentwurf für ein Netzanschlusspaket vorgelegt und mit knapper Frist die Län-
der- und Verbändeanhörung eingeleitet. In dem jetzigen Entwurf wurden insbesondere 
die noch in inoffiziellen Entwürfen enthaltenen und vorliegend thematisierten Regelun-
gen zu einem sogenannten Redispatchvorbehalt nachgebessert. Das StMWi bewertet 
die Nachbesserungen gegenüber den Vorfassungen grundsätzlich positiv. Die techno-
logiespezifische Geltung, die Erhöhung des Schwellenwerts für die Abregelung, die 
Verkürzung des Zeitraums, in welchem der Mechanismus greift, und die Deckelung der 
Einbußen für Erneuerbare-Energien-Projektierer sorgen aus Sicht des StMWi dafür, 
dass der Ausbau der erneuerbaren Energien nicht über Gebühr ausgebremst wird.

Generell hat das StMWi Verständnis für das Ziel dieser Gesetzesinitiative, also den 
Ausbau der erneuerbaren Energien mit dem Netzausbau besser zu koordinieren, um 
Kosten zu sparen. Allerdings darf das nicht zu einem starken Abbremsen beim Aus-
bau der erneuerbaren Energien führen, sondern soll stärker flankierende Maßnahmen 
wie beispielsweise Speicher oder intelligentere Netzauslastung anreizen. Aus energie-
politischer Sicht muss sichergestellt sein, dass der Ausbau der erneuerbaren Energien 
weiterhin dynamisch und investitionsfreundlich voranschreiten kann. Die Neugestaltung 
des Netzanschlussverfahrens weg vom Windhundprinzip sowie die Inhalte in Sachen 
Digitalisierung und Modernisierung des Netzanschlusses gehen in die richtige Richtung.
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Aus Sicht des StMWi sollte – wo immer möglich – statt des starren Redispatchvorbe-
halts individuellen und flexiblen Regelungen wie z. B. Netzanschlussvereinbarungen, 
Einspeisesteckdosen oder gezielten Überbauungen Vorrang eingeräumt werden, da 
die konkrete Netzsituation individuell beurteilt werden kann. Vor allem das Instrument 
der flexiblen Netzanschlussvereinbarungen, das sich in Bayern bei ersten Projekten 
bereits bewährt hat, muss konsequent weiterentwickelt und ihr Angebot für die Netz-
betreiber verpflichtend werden. Damit können Erzeugungskapazitäten schneller ans 
Netz gebracht und zugleich netzdienliche Betriebsweisen zwischen den Vertrags-
partnern ohne gesetzliche Vorgaben verbindlich verankert werden.

Ebenfalls vorrangig sollte die Senkung des Redispatchbedarfs sein, u. a. durch die 
Ausreizung bestehender Netzkapazitäten mit intelligenter Technik, den Ausbau von 
Speichern und die Stärkung flexibler Stromtarife. Letztlich braucht es mehr Flexibilität 
und intelligente Technik im Stromsystem.

Insgesamt muss der Druck auf die Netzbetreiber zum Netzausbau hoch bleiben. Die 
Netzausbaubeschleunigung (u. a. Erleichterungen bei Netzverstärkungen oder be-
standsnahen Ersatzneubauten auf Verteilnetzebene), für die sich das StMWi wieder-
holt eingesetzt hat, muss verstärkt auf die Agenda des Bundes. Dafür wird sich das 
StMWi im gerade erst begonnenen Gesetzgebungsverfahren weiter einsetzen.

2.2	 Unterstützt die Staatsregierung verbindliche Mindeststandards für 
flexible Netzanschlussvereinbarungen nach § 17 Abs. 2b Energiewirt-
schaftsgesetz (EnWG), etwa zu garantierter Mindestanschlussleistung, 
zulässigen Einschränkungen, Netzausbauzeitplänen, Baukosten-
zuschüssen, Reservierungsfristen, Veröffentlichung verfügbarer 
Netzkapazitäten und behördlicher Überprüfbarkeit?

Das StMWi setzt sich dafür ein, dass für den Fall, dass der Netzbetreiber den Netzan-
schluss nach § 8 Abs. 1 Erneuerbare-Energien-Gesetz (EEG) wegen unzureichender 
Netzkapazität nicht oder nicht in der beantragten Leistungshöhe anbieten kann, eine 
Pflicht des Netzbetreibers zum Anbieten einer flexiblen Netzanschlussvereinbarung 
normiert wird. Einen entsprechenden Antrag wird das StMWi im bevorstehenden 
Bundesratsverfahren zur EEG-Novelle einbringen. Eine Standardisierung von flexib-
len Netzanschlussvereinbarungen wird als sinnvoll erachtet. Jedoch muss die Berück-
sichtigung der jeweiligen Netzsituation möglich sein. Diese Standardisierung muss da-
rüber hinaus aus Sicht des StMWi vornehmlich durch die Praxis bzw. die potenziellen 
Vertragsparteien angestoßen werden, da diese am besten wissen, welche standardi-
sierten Regelungen für sie von Bedeutung sind.
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Hinweise des Landtagsamts

Zitate werden weder inhaltlich noch formal überprüft. Die korrekte Zitierweise liegt in 
der Verantwortung der Fragestellerin bzw. des Fragestellers sowie der Staatsregierung.

Zur Vereinfachung der Lesbarkeit können Internetadressen verkürzt dargestellt sein. 
Die vollständige Internetadresse ist als Hyperlink hinterlegt und in der digitalen Version 
des Dokuments direkt aufrufbar. Zusätzlich ist diese als Fußnote vollständig dargestellt. 

Drucksachen, Plenarprotokolle sowie die Tagesordnungen der Vollversammlung und 
der​ Ausschüsse sind im Internet unter www.bayern.landtag.de/parlament/dokumente 
abrufbar.

Die aktuelle Sitzungsübersicht steht unter www.bayern.landtag.de/aktuelles/sitzungen 
zur Verfügung.
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